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Marcelo Parreira do Amaral & Sabine Hornberg 

Vorwort: Deregulierung im Bildungswesen 

Mit der Konstituierung moderner Nationalstaaten weltweit ging auch die Entstehung 
öffentlicher Bildungs- und Pfl ichtschulsysteme einher (Ramirez & Boli, 1987), die 
sich durch in staatlicher Verantwortung betriebene Schulen, Bildungsbehörden und 
Lehrerausbildungseinrichtungen, staatlich verwaltete Bildungsetats, staatlich regle-
mentierte Curricula und Schulabschlüsse und eine vom Staat kontrollierte Schulauf-
sicht auszeichnen (Adick, 1992, S. 113-125; Hornberg, 2010, S. 45-55). Das deut-
sche Bildungswesen steht in der preußisch-deutschen Tradition und weist seither eine 
große Nähe zum Staat auf, die nach dem Zweiten Weltkrieg in der Bundesrepublik 
Deutschland und im Zuge des sich formierenden Wohlfahrtsstaates verstetigt wurde. 
Bildung und Erziehung unterliegen auch heute dem staatlichen Monopol, wobei den 
Ländern eine zentrale Führungsrolle zukommt,1 die in den Landesverfassungen ver-
ankert ist. Artikel 7 des Grundgesetzes (GG) legt für die Bundesrepublik Deutschland 
fest (Deutscher Bundestag, 1949):

„(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates [...] (4) 
Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Private 
Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des 
Staates und unterstehen den Landesgesetzen. [...]“

Moderne Bildungssysteme sind Institutionen und formale Organisationen für die 
Sozialisierung von Massen (Meyer & Brown, 1978) und weisen ein bürokratisch-
professionelles Modell der Regulierung auf (Bidwell, 1965), das durch Arbeitstei-
lung, Hierarchie, Funktionen und Rollen gekennzeichnet ist. Dahinter verbirgt sich 
die Annahme, dass zentrale, bürokratische Kontrolle und Koordination rationale For-
men der Organisation darstellen (Brian & Rowan, 1977). Diese bürokratische Or-
ganisation von Bildung ist geprägt von Normen des Systems, die im Pfl ichtschul-
wesen ihren Niederschlag in Schulgesetzen, Verordnungen, Lehrplänen usw. fi nden 
(van Ackeren & Klemm, 2011). Auf der anderen Seite ist Professionalisierung ein 
zentrales Element dieses Modells. Mit ihr geht eine ‚relative pädagogische Autono-
mie des Bildungswesens‘ (Adick, 2003) einher, die ihren Niederschlag beispielsweise 
in der korporativen Verankerung von Lehrkräften, ihrer Aus- und Weiterbildung und 
pädagogischen Arbeit fi ndet, bei der Auswahl von Unterrichtsinhalten, didaktischer 
und methodischer Zugänge und in der Bildungspraxis. Dieses Modell der Regulie-
rung brachte zugleich staatliche, bürokratisch und administrative Kontrolle auf der 
einen und korporative, professionelle und pädagogische Regulierung auf der anderen 

1 In gewisser Weise lässt sich dies bereits als Indiz für Deregulierungstendenzen in der 
Geschichte der Bundesrepublik ablesen. Zur Kulturhoheit der Länder siehe Grundgesetz 
Art. 30 und Art. 70ff; zur Neuregelung der Kooperation zwischen Bund und Ländern in 
Bildungs fragen im Rahmen der Föderalismusreform siehe Art 91b GG. Siehe allgemein 
zum Schulrecht: Avenarius & Füssel, 2008.
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Seite zusammen und ist seither von einer spannungsreichen Zusammenarbeit gekenn-
zeichnet.

1.  Das öffentliche Bildungswesen und die Reform der bürokratisch-
professionellen Regulierung

Das genannte Modell der Regulierung von Bildung erfährt seit einigen Jahren Kritik, 
die auf den institutionellen Kontext von Bildungsorganisationen zielt und das Mo-
nitoring von Leistungen stärker als bisher in das Zentrum rückt (Rowan & Miskel, 
1999). Stichworte in diesem Kontext sind beispielsweise ‚New Public Management‘, 
‚Neue Steuerung‘ oder auch ‚Ökonomisierung/Privatisierung der Bildung‘. Fokussiert 
wird seither stärker als zuvor die interne Organisation von Bildungssystemen. Bil-
dungsorganisationen sollen nicht länger primär im Zuge zentralstaatlicher Planung, 
sondern mittels Deregulierung und Dezentralisierung – mit Bezug auf Accountability 
und neue Steuerungsmodelle – reguliert und geführt werden. Damit verknüpft ist die 
Kritik der gesellschaftlichen Umwelt an den Leistungen von Bildungssystemen. Sie 
fi ndet ihren Niederschlag in öffentlichen und politischen Diskussionen – prominent 
beispielsweise im Anschluss an die Befunde internationaler Schulleistungsstudien 
wie PISA, TIMSS, PIRLS/IGLU usw. – zum deutschen Schulsystem, um seinen Bei-
trag zur wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands und seine internationale Wettbe-
werbsfähigkeit, womit stärker die gesellschaftliche Funktion von Bildungssystemen 
in den Blick geraten.

Seit den späten 1970er Jahren weist die institutionalistische Organisationsfor-
schung darauf hin, dass Rationalität nicht der einzige Grund für die formale, bürokra-
tische Organisation von Bildung und Erziehung sein kann (Sobe & Ortegón, 2009). 
Meyer, Scott & Deal (1983) argumentieren beispielsweise, die Entstehung formaler, 
bürokratisch strukturierter Bildungsorganisationen könne nicht primär als Antwort 
auf technische Herausforderungen ihrer Umwelt verstanden werden. Schulen, so ihr 
zentrales Argument, seien nicht entstanden um die (technische) Arbeit (Unterricht) 
rationaler zu gestalten, sondern sie seien:

„institutional structures that defi ne given types of roles and programs as ra-
tional and legitimate. […] Educational organizations arose to bring the pro-
cess of education under a socially standardized set of institutional catego-
ries, not necessarily to rationalize the ‚production processes‘ involved in 
carrying out this work.“ (ebd., S. 46)

Der mit diesem Argumentationsgang verknüpfte Forschungsstrang legt dar, dass die 
internen Strukturen von Bildungsorganisationen keine engen und dichten Verbin-
dungen aufweisen, die für die interne Kontrolle und Koordination der Inhalte und 
Methoden dessen stehen, was ihre zentrale Aufgabe und Tätigkeit ist: der Unterricht 
(Meyer & Rowan, 1978, S. 79). Dieses Merkmal von Bildungsorganisation wurde 
als ,loose coupling‘ bzw. ‚decoupling‘ bezeichnet (Weick, [1976] 2009), oder anders 
ausgedrückt: die internen Strukturen von Bildungsorganisationen seien von den (Ar-
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beits-)Aktivitäten (Unterricht), und diese wiederum von ihren Effekten (Lernen) ent-
koppelt. Was tatsächlich in Schulen passiere, werde im Einzelnen nicht kontrolliert, 
sondern unterstehe, so Meyer & Rowan (1978, S. 101), einer ‚logic of confi dence‘:

„Interaction in schools […] is characterized both by the assumption of 
good faith and the actualities of decoupling. […] Parties bring to each other 
the taken-for-granted, good faith assumption that the other is, in fact, carry-
ing out his or her defi ned activity.“

Evaluationen der Arbeit von Lehrkräften (Unterricht) und die Resultate ihrer Arbeit 
(der Lernerfolg ihrer Schülerschaft) seien selten und hätten oft keine Konsequenzen. 
Die einzigen strikten Kontrollen seien ‚rituelle Klassifi kationen‘, also solche, die 
festlegen, wer als Lehrerin oder Lehrer tätig sein darf und wie, wie Schülerinnen und 
Schüler Klassen zugeordnet werden; welche Inhalte zu welchem Zeitpunkt unterrich-
tet werden usw., sei in Form von rechtlichen und normativen Regeln standardisiert 
und institutionalisiert (Meyer & Rowan, 1983, S. 84f.). Auch im deutschen Bildungs-
system gibt es solche ‚rituellen Klassifi kationen‘ – es fi nden sich jedoch zunehmend 
auch Ansätze, die ‚lose Kopplung‘ in Bildungsorganisationen in eine ‚strikte Kopp-
lung‘ zu transformieren; sie wurden bereits in den 1960er und 1970er Jahren disku-
tiert, erlangten in Deutschland jedoch erst seit den späten 1990er Jahren gesellschaft-
liche Resonanz.

Deregulierung des Bildungssystems wird mit Verweis auf divergierende Argu-
mente gefordert und zielt auf Reformen des Bildungssystems, wie sie ihren Ausdruck 
prominent in der Forderung nach mehr Autonomie für die Einzelschule fi ndet. Damit 
verknüpft sind eine stärkere lokale Kontrolle der Einzelschule durch Deregulierung 
und eine Stärkung der „Klienten- und Marktorientierung“ (Rolff, 1995, S. 377) so-
wie eine Erhöhung der Chancengleichheit und Demokratisierung durch Machtvertei-
lung. Es werden aber auch bildungsökonomische Argumente angeführt, insbesondere 
von internationalen Akteuren wie der Weltbank, der Europäischen Union oder der 
OECD. Sie argumentieren mit Kosten-Nutzen Kalkülen, fordern eine Erhöhung der 
‚rates of return‘ von Bildungssystemen und mehr manageriale Effi zienz, eine Um-
verteilung der fi nanziellen Verantwortung und eine Verbesserung der Qualität von 
Bildung (OECD, 1994; Fiske, 1996; Bray, 1996; Brown, 1994; Eurydice, 2007; Pat-
rinos, 1997).

2.  Deregulierung als Leitbegriff von Bildungsreformen

Deregulierung ist in erster Linie ein wirtschaftlicher Begriff, der im Umkreis der 
Theorie der freien Marktwirtschaft von Adam Smith entwickelt wurde. Als Konzept 
gründet er auf der Lehre des laissez-faire und favorisiert kapitalistisches Eigenin-
teresse, Wettbewerb und ‚natürliche‘ Verbraucherpräferenzen als treibende Kräfte 
für Wohlstand und Freiheit (Smith, [1789] 1983). Zentral für Deregulierung ist die 
Forderung nach Abbau zentralstaatlicher Steuerung und Kontrolle, die mit dem nor-
mativen Konzept des ‚schlanken Staates‘ (neo-)liberaler Prägung zusammenhängt. 
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In die Diskussion um die Organisation des Bildungsbereichs wurde Deregulierung 
insbesondere von John Chub und Terry Moe (1990) mit ihrer Publikation ‚Politics, 
Markets, and American Schools‘ eingeführt, die große Resonanz in der politisch-
öffentlichen und wissenschaftlichen Diskussion fand und zum Teil heftige Reaktion 
hervor rief (siehe: Smith & Meier, 1994). Ihr Vergleich der akademischen Leistungen 
von Schülerinnen und Schülern in öffentlichen und privaten Schulen erbrachte, dass 
die Schülerinnen und Schüler an privaten Schulen im Durchschnitt bessere Leistun-
gen erzielten als ihre Gleichaltrigen an öffentlichen Schulen. Chub und Moe (1990) 
führten dies auf strukturelle Unterschiede zwischen den beiden Schultypen zurück. 
Ihr zentrales Argument lautete, öffentliche Schulen litten zu sehr unter Bürokratisie-
rung und Politisierung und seien deshalb nicht so erfolgreich wie private. Die alles 
überwuchernde Bürokratie sei die Ursache der Probleme öffentlicher Schulen und 
eine Folge des blinden Vertrauens in die Bürokratie (vgl. Chub & Moe, 1990, S. 36). 
Zur Bearbeitung dieses Missstandes empfahlen sie mehr Markt und Wahlfreiheit und 
weniger Regulierung. 

Was konkret wird mit Deregulierung im Bildungswesen verknüpft? Zum einen 
können Formen von Deregulierung in der Beziehung zwischen politisch-administrati-
ver Umwelt und Schulen (z.B. bezüglich des Verhältnisses von Bund, Ländern, Kom-
munen und Bildungssystemen), zum anderen innerhalb der Ebenen des Bildungssys-
tems (z.B. hinsichtlich des Verhältnisses von Schulen untereinander) unterschieden 
werden. Hanson verweist auf drei Bedeutungen des Deregulierungsbegriffs: unter 
‚deconcentration‘ versteht er die Übertragung von Aufgaben und Tätigkeiten, aber 
nicht von Kompetenzen (authority), auf andere Einheiten innerhalb einer Organisati-
on. Mit ‚delegation‘ fasst er die Verlagerung von Entscheidungskompetenzen von in 
der Hierarchie höher stehenden auf niedriger stehenden Einheiten; sie können jeder-
zeit nach Ermessen der delegierenden Einheit auch wieder entzogen werden. Unter 
‚Devolution‘ versteht Hanson (1989) die Übertragung von einst zentralisierten Kom-
petenzen auf andere Einheiten, die unabhängig von Ersterer agieren können. Privati-
sierung, so Hanson, stelle eine Form der Deregulierung/Dezentralisierung von Ver-
antwortung und Ressourcen von Einrichtungen des öffentlichen Sektors an solche des 
privaten Sektors dar (Hanson, 1989, S. 42). Diese Zuordnungen verweisen auf unter-
schiedliche Dimensionen des Konzeptes der Deregulierung. Im Folgenden gehen wir 
mit Blick auf die Bundesrepublik Deutschland auf diese drei Dimensionen anhand 
von Beispielen knapp ein, um solche Formen der Deregulierung zu illustrieren.

Ein erster Indikator für Deregulierung manifestiert sich in der institutionellen De-
regulierung und fi ndet seinen Ausdruck beispielsweise im Privatschulbereich. In der 
folgenden Tabelle 1 sind die Anteile von Schülerinnen und Schülern an öffentlichen 
und privaten Schulen in der Bundesrepublik Deutschland, in Finnland, dem Verei-
nigten Königreich (UK/United Kingdom) und Frankreich sowie in den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union für 2009 dargestellt. Dort zeigt sich, dass im Durch-
schnitt 82  Prozent dieser Schülerschaft in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union  öffentlich fi nanzierte Bildungseinrichtungen (oder 18,0  % private Bildungs-
einrichtungen) besuchen. Die höchsten Anteile an Schülerinnen und Schülern an öf-
fentlich  fi nanzierten Bildungseinrichtungen weist Finnland (93,0  %), die niedrigsten 
Frankreich (78,5  %) auf (Deutschland: 92,3  %). Allerdings besuchen in Frankreich 
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(20,9  %) höhere Anteile von Schülerinnen und Schülern als beispielsweise im Verei-
nigten Königreich (15,8  %) private Bildungseinrichtungen, die mehr als 50 Prozent 
ihrer Finanzierung aus öffentlichen Mitteln bestreiten. Insgesamt liegt in der Bun-
desrepublik Deutschland der Anteil von Schülerinnen und Schülern in privaten Bil-
dungseinrichtungen, die abhängig oder unabhängig von staatlicher Bezuschussung 
sind, bei 7,1  Prozent und ist damit nur halb so hoch wie im Durchschnitt der Staaten 
der Europäischen Union.
 
Tabelle 1:  Anteil von Schülerinnen und Schülern (ISCED 1-3) an öffentlichen und pri-

vaten Bildungseinrichtungen in ausgewählten Staaten der Europäischen Uni-
on (in %) (Stand: 2009)2

DE FI UK FR EU-Durchschnitt

Anteil Schülerinnen und 
Schülern in öffentlich fi nanzierten 
Einrichtungen (%) 

92,9 93,0 78,7 78,5 82,0

Anteil Schülerinnen und Schülern 
in privaten Einrichtungen mit 
öffentlicher Bezuschussung (%) 
(abhängig)2

- 7,0 15,8 20,9 10,2

Anteil Schülerinnen und 
Schülern in privat fi nanzierten 
Einrichtungen, (unabhängig) (%)

- - 5,5 0,6 2,9

Anteil Schülerinnen und Schülern 
in privaten Einrichtungen, 
Gesamt(abhängige und 
unabhängige) (%)

7,1 7,0 21,3 21,5 14,1

Quelle: Eurydice, 2012, S. 32f.3

2010 gab es in Deutschland bundesweit 3.373 Privatschulen im allgemeinbildenden 
und 2.038 im berufsbildenden Bildungsbereich (Destatis, 2011, S. 12f.); 12,5 % der 
allgemeinbildenden Schulen waren in privater Trägerschaft. Diese Anteile sind seit 
1992 um 67,0 Prozent angestiegen. Im Vergleich der deutschen Länder gibt es zum 
Teil große Unterschiede, wie Abbildung 1 zeigt:

2 Eine Institution wird als öffentlich klassifi ziert, wenn sie direkt von staatlichen Behörden 
kontrolliert wird. Private Institutionen können abhängig oder unabhängig vom öffentlichen 
Sektor sein und hinsichtlich ihrer Grundfi nanzierung einem der in Tabelle 1 genannten Ty-
pen entsprechen. Sie sind abhängig vom öffentlichen Sektor, wenn sie von ihm mehr als 
50 % ihrer Finanzierung erhalten (Eurydice, 2012, S. 32).

3 Quelle: Eurydice (2012). Key Data on Education in Europe. Online unter: http://eacea.
ec.europa.eu/education/eurydice/documents/key_data_series/134EN.pdf, S. 32f. [zuletzt 
05.07.2012].

http://eacea
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Abbildung 1:  Anteile von Schülerinnen und Schülern im Privatschulsektor in den Län-
dern der Bundesrepublik Deutschland (Schülerzahlen) (Stand: 2010). Quel-
le: Destatis, 2011, S. 14

Die Verteilung der Schülerinnen und -schüler an Privatschulen auf die Schularten der 
allgemeinbildenden Schulen in der Bundesrepublik Deutschland zeigt große Unter-
schiede: die Mehrheit der Schülerinnen und Schüler im Privatschulsektor besucht ein 
Gymnasium (38,8 %), 15,9 Prozent besuchen Realschulen, 11,4 Prozent Grundschu-
len und 11,2 Prozent Freie Waldorfschulen (ebd., S. 15). Diese Daten deuten auf eine 
zunehmende institutionelle Deregulierung hin, die sich in einem Zuwachs in freier 
Trägerschaft zeigt. Es bleibt jedoch offen, inwieweit diese Schulen tatsächlich au-
tonom handeln können, beispielsweise hinsichtlich ihrer Finanzierung und internen 
Organisation.

Ein zweiter Indikator für Deregulierung im Bildungswesen manifestiert sich in 
Form von fi nanzieller Deregulierung. Diesbezüglich kann beispielsweise der privat 
aufgebrachte Anteil zur Finanzierung von Bildung heran gezogen werden. Abbildung 
2 zeigt die Verteilung öffentlicher und privater Ausgaben für Primär-, Sekundär- 
und postsekundäre Bildung sowie Hochschulbildung in ausgewählten europäischen 
Staaten und den USA. Während der Anteil privat fi nanzierter Bildung im Primär-, 
Sekundär- und postsekundären Bildungsbereich im OECD-Durchschnitt nur 9,0 Pro-
zent beträgt, ist die Beteiligung der Privatfi nanzierung im Hochschulbereich deutlich 
ausgeprägter mit großen Unterschieden im Vergleich der Staaten. In den Staaten der 
OECD insgesamt beträgt der privat für die Finanzierung von Hochschulbildung auf-
gebrachte Anteil im Durchschnitt 31,1 Prozent (vgl. Abbildung 2). 
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Abbildung 2:  Verteilung der öffentlichen und privaten Ausgaben für Bildungseinrich-
tungen in ausgewählten europäischen Staaten und USA (Stand: 2008).
Quelle: OECD, 20114

Wie Abbildung 3 zeigt, wird in der Bundesrepublik Deutschland das Gros der Finan-
zierung (ca. 90 %) sowohl im grundständigen als auch im tertiären Bildungsbereich 
aus öffentlichen Mitteln bestritten.

4 Hier werden die Daten nur auszugsweise präsentiert; für den gesamten Überblick siehe: 
OECD (2011): Bildung auf einen Blick. OECD-Indikatoren. Indikator B3, Chart B.3.2, 
Online unter: StatLink: http://dx.doi.org/10.1787/888932461085 [zuletzt 10.07.2012].

 

 

 

Abbildung 3: Anteile öffentlicher und privater Ausgaben für Bildung nach Quellen und 
Bildungsbereich (Stand: 2008)

http://dx.doi.org/10.1787/888932461085
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Hinsichtlich der fi nanziellen Deregulierung zeigt sich für die Bundesrepublik 
Deutschland zusammenfassend ein niedriger Grad der Deregulierung und es wäre 
zu fragen, in welcher Form diese Finanzierung intraorganisational reguliert wird. 
Kommt es beispielsweise zu einer Budgetierung und können Schulen eigenständig 
entscheiden, wofür und zu welchem Zeitpunkt sie ihr Budget verwenden?

Ein dritter Indikator für Deregulierung ist der Grad an organisationaler Dere-
gulierung. Diesbezüglich können unterschiedliche Bereiche der Regulierung von 
Bildungsorganisationen betrachtet werden, um ein differenziertes Bild von Deregu-
lierung im Bildungswesen zu erhalten. Daten zu PISA 2009 (Hertel, Hochweber, 
Steinert & Klieme, 2010, S. 118-121) zeigen beispielsweise international unterschied-
liche Grade der Schulautonomie, und zwar anhand der Entscheidungsspielräume, die 
Schulen hinsichtlich der Verwendung von Ressourcen und bei der curricularen Ge-
staltung haben. Zugrunde gelegt wurden bei PISA 2009 diesbezüglich Indikatoren für 
eine ‚Geringe Beeinträchtigung des Unterrichts durch einen Mangel an materiellen 
Ressourcen‘ (OECD: Index of Material Resources) sowie Indikatoren für eine ‚Ge-
ringe Beeinträchtigung des Unterrichts durch einen Mangel an qualifi zierten Lehr-
personen‘ (OECD: Index of Teacher Shortage) (ebd., S. 118). Dort zeigt sich, dass 
die Schulleitungen in Deutschland „einen geringeren Spielraum bei der Verwendung 
von Ressourcen sowie bei der Gestaltung des Curriculums wahrnehmen, als dies im 
Durchschnitt der OECD-Staaten zu beobachten ist“ (ebd., S. 120).

Auch vom ‚Aktionsrat Bildung‘ für das deutsche Schulsystem vorgelegte Daten ge-
ben einen Einblick in den Grad an Deregulierung in den Ländern. In seinem Jah-
resbericht 2010 (Blossfeld et al., 2010a) fi ndet sich beispielsweise ein Vergleich der 
für die allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen in den deutschen Ländern 
geltenden Regelungsbestimmungen für die Bereiche Finanzen, Personal, Organisation 
und Verwaltung sowie pädagogische Aufgaben und Schulqualität (Stand 2009). Die 
Zuordnungen für diese fünf Bereiche erfolgten anhand einer Skala („hoch“ mit einer 
Tendenz zu „mittel“, „mittel“ mit einer Tendenz zu „hoch“, „mittel“ mit einer Ten-
denz zu „niedrig“ und „niedrig“ mit einer Tendenz zu „mittel“). Für die Dimension: 
‚organisationale Deregulierung‘ wurde in diesem Bericht konstatiert, dass lediglich 
Nordrhein-Westfalen ein weitreichendes Maß an Schulautonomie aufweist; Berlin, 
Bremen, Hamburg, Baden-Württemberg, Brandenburg Hessen, Niedersachsen, Rhein-
land-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen lassen Hinweise für eine zunehmende Schulautonomie in drei bis vier Be-
reichen erkennen; keines der deutschen Länder weist durchgängig niedrige Grade an 
Autonomie in sämtlichen Bereichen auf. Für Bayern, Saarland und Thüringen wur-
den die niedrigsten Grade an Eigenverantwortung festgestellt (Blossfeld, Bos, Daniel, 
Hannover, Lenzen, Prenzel & Wößmann, 2010b, S. 24ff.). Diese Befunde verweisen 
auf einen juristisch zulässigen Handlungs- und Gestaltungsspielraum; offen bleibt al-
lerdings, inwieweit dieser von den Schulen tatsächlich genutzt wird. Diese Daten zu-
sammenfassend präsentiert sich für die deutschen Länder ein mittleres bis hohes Maß 
an organisationaler Deregulierung – zumindest hinsichtlich der geltenden rechtlichen 
Vorgaben.
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Die hier vorgestellten Dimensionen von Schulautonomie können die Komplexität der 
Thematik und die Schwierigkeit, den Grad an Deregulierung im Bildungssystem zu 
fassen, nur andeuten. Während die ersten beiden Dimensionen – die institutionelle 
und die fi nanzielle – auf ein geringes Maß an Deregulierung in Deutschland hin-
deuten, zeigt sich für die dritte Dimension: die organisationale Deregulierung, ein 
höherer Grad an Deregulierung. Es scheinen also insbesondere organisationale As-
pekte des Bildungswesens zu sein, die von Deregulierung betroffen sind. Vor diesem 
Hintergrund ist zu fragen, inwieweit diese Form der Deregulierung zu einer tatsäch-
lichen Entkopplung und zu einem faktischen Abbau zentralstaatlicher Steuerung und 

Abbildung: 4: Entscheidungsspielraum der Schulen bei der Verwendung von Ressour-
cen und der Gestaltung des Curriculums im internationalen Vergleich.
Quelle: Hertel et al., 2010, S. 120
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Kontrolle beiträgt oder ob möglicherweise neue Formen die hergebrachten ersetzen 
und im ‚Schatten zentralstaatlicher Steuerung‘ operieren.5

2.1  Regulierung – Deregulierung – Re-Regulierung

Die hier angeführten Dimensionen von Deregulierung im Bildungswesen lassen ihre 
Vielgestaltigkeit und Vielschichtigkeit deutlich werden und machen die Notwendig-
keit von belastbaren Studien deutlich. Die in diesem Band versammelten Beiträge 
können in diesem Sinne einen Beitrag leisten. 

Das Konzept der Deregulierung, dies lässt sich aus seinem Entstehungskontext 
ableiten, zielt in erster Linie auf den Abbau staatlicher Regelungen – Gesetze, Ver-
ordnungen, Richtlinien – und eine Verringerung zentraler Steuerung und Kontrolle 
(vgl. Blossfeld, Bos, Daniel, Hannover, Lenzen, Prenzel & Wößmann, 2010a, S. 23). 
Der Wechsel von der Input- zur Output-Steuerung stellt ein zentrales Element der 
Deregulierung im Bildungssystem dar, impliziert jedoch keinesfalls ‚keine Steue-
rung‘, sondern eine andere Form der Steuerung und Re-Regulierung. Es gilt zu prü-
fen, welche gesellschaftlichen, ökonomischen, organisatorischen, pädagogischen usw. 
Folgen mit Deregulierung im Bildungswesen einhergehen – die in diesem Band ver-
sammelten Beiträge möchten zum Nachdenken und zur Diskussion über die Realisie-
rung und die Folgen von Deregulierung im Bildungswesen einladen. 

3.  Die in diesem Band versammelten Beiträge

Mit den hier versammelten Beiträgen wird an die Jahrestagung der Kommission Bil-
dungsorganisation, Bildungsplanung, Bildungsrecht (KBBB), Sektion Empirische 
Bildungsforschung in der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft (DGfE) 
angeknüpft, die im Herbst 2011 an der Universität Bayreuth unter dem Leitthema 
‚Deregulierung im Bildungswesen‘ stattfand. Im ersten Teil des Bandes werden zu-
nächst ‚Konzepte, Wirkungen und Folgen von Deregulierung: Bildungsgerechtigkeit 
in internationaler Perspektive‘ diskutiert. Wolfgang Böttcher befasst sich mit dem 
Thema: ‚Zentralisierung und Vertrauen statt Dezentralisierung und Kontrolle‘. Un-
ter dieser Überschrift werden aus einer politischen Perspektive „Fehler der aktuell 
verfolgten, ökonomisch inspirierten Schulreform“ (Böttcher in diesem Band, S. 29) 
und das Mehrebenensystem der Schulpolitik diskutiert, wobei der Autor davor warnt, 
den eingeschlagenen Weg der ökonomisch-technischen Steuerung weiter zu verfol-
gen. Mit Bezug auf die Rhetorik der aktuellen schulpolitischen Reform werden Vor-
aussetzungen für die Übertragung eines ‚Unternehmensmodells‘ und wirtschaftlicher 
Managementtheorien auf den Bildungsbereich aufgezeigt und es wird danach gefragt, 
ob es vernünftig sein kann, einheitliche Modelle von fi lialisierten Großunternehmen 
für das Schulsystem zu unterstellen. Mithilfe von kurzen, prägnanten Beispielen aus 

5 Siehe hierzu die Diskussion zu Governance im Schatten unterschiedlicher Koordina tions-
formen in Guy (2010).



19Vorwort: Deregulierung im Bildungswesen 

England und USA fokussiert Böttcher zwei Aspekte der neuen Steuerung: die Neu-
strukturierung der Einzelschulen, die nach seiner Einschätzung eine dezentrale Lo-
gik erfordert, sowie die Implikationen der „Outputsteuerung“ als Kontrollsystem für 
die Leistungsfähigkeit der Einzelschule. Mit seiner Kritik verbindet Böttcher weniger 
eine strikte und konsequente Ablehnung des ökonomischen Modells der Bildungs-
reform. Vielmehr weist er darauf hin, dass „das aktuelle Regieren im Schulwesen 
die Steuerungsidee als Kontrolle missversteht, statt zu sehen, dass das Modell in der 
Betriebswirtschaft das Prinzip des Vertrauens über das Prinzip der Kontrolle stellt.“ 
(ebd., S. 49). 

In ‚Deregulierung von Bildung: Konzepte und Umsetzungsformen im internati-
onalen Vergleich‘ stellt S. Karin Amos aus allgemeinpädagogischer Perspektive den 
aktuellen Diskurs um Deregulierung von Bildung in einen breiteren Bezugsrahmen. 
Zunächst werden mit Rekurs auf die neo-institutionalistische Perspektive grundlegen-
de Zusammenhänge zum Verhältnis von Staat und moderner Bildung dargestellt, um 
die grundsätzliche Bedeutung der Systementwicklung in modernen Gesellschaften 
einzuordnen und oftmals übersteigerte Reformerwartungen nachzuvollziehen. Den 
Kern des Beitrags bildet eine Diskussion, mit der Deregulierungsüberlegungen und 
Maßnahmen im Schulwesen in einen internationalen und systematischen Zusammen-
hang gerückt werden. Dem Beitrag liegt ein komplementäres, nicht hierarchisches 
Verständnis von Wissensformen – Expertenwissen und Refl exionswissen – zugrunde, 
das vor dem Hintergrund komplexer und kontroverser Diskussionen divergierende 
Zugangs- und Umgangsweisen aufzeigen will. Auf der Folie eines diskurstheoreti-
schen Zugangs weist Amos darauf hin, „dass Reformen sich nicht in einem sprach- 
und bedeutungsfreien Raum bewegen, sondern dass die Relevanzen und Priorisie-
rungen von Reformen immer kommunikativ begleitet sind.“ (Amos in diesem Band, 
S. 753). Die Autorin präsentiert historische Vorläufer von Deregulierung in interna-
tional-vergleichender Perspektive und weist auf die Vielgestaltigkeit ihrer Erschei-
nungsformen in der Schule hin. Der Beitrag schließt mit einer Diskussion der Wir-
kungen aktueller Reformen um Deregulierung in der (bildungspolitischen) Praxis und 
der Frage danach, wie damit in der wissenschaftlichen Forschung umgegangen wer-
den kann.

Marcelo Parreira do Amaral befasst sich mit Deregulierung als einem spezifi -
schen Element eines internationalen Trends im Bereich der öffentlichen Politik im 
Allgemeinen und der Bildungspolitik im Besonderen unter der Überschrift: ‚Gover-
nance und Deregulierung von Bildung: regimetheoretische Überlegungen zu einem 
internationalen Trend‘. Ausgehend von Diskursen zur Deregulierung in international-
vergleichender Perspektive werden drei Aspekte der wissenschaftlichen Auseinan-
dersetzung mit dem Thema und ihre Implikationen aufgezeigt, die den Hintergrund 
bilden für eine spezifi sche Orientierung bei der Analyse von Bildungspolitik sowie 
Überlegungen dazu aus der Perspektive der Internationalen Regimetheorie bzw. In-
ternationalen Bildungsregime. Hieraus abgeleitete Implikationen für die Analyse von 
Bildungspolitik werden im Hinblick auf das Verhältnis von Deregulierung im Bil-
dungswesen und Bildungsgerechtigkeit diskutiert. Parreira do Amaral argumentiert, 
dass die im globalen Bildungsdiskurs zirkulierenden bildungspolitischen Konzepte 
von hegemonialen Ideen aus der Wirtschaftswelt beeinfl usst sind und dass Deregu-
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lierung, Dezentralisierung, Wahlfreiheit, Performanz-Kontrolle und Anreize eine grö-
ßere Affi nität zu ökonomischen Prinzipien und Theorien der Hauptakteure im Inter-
nationalen Bildungsregime, wie der Weltbank, der OECD usw. haben, als zu Wissen, 
das von der empirischen Forschung generiert wird. „Bildungspolitische Analysen von 
Reformkonzepten wie Deregulierung und Dezentralisierung“, so die vom Autor aus-
geführte Forderung, „können und müssen einen Beitrag leisten zu einer besseren Ein-
schätzung ihrer Möglichkeiten und Grenzen in der Praxis, zu ihren – beabsichtigten 
und nicht-beabsichtigten – Wirkungen, aber auch zu den mit ihnen einhergehenden 
ideologischen Prämissen und ihren Effekten auf Bildungsgerechtigkeit.“ (Parreira do 
Amaral in diesem Band S. 88).

Der zweite Teil des Bandes steht unter der Überschrift: ‚Deregulierung, Schulleis-
tung und evidenzbasierte Schulentwicklung‘ und wird von Annika Hillebrand eröff-
net, die ‚Verbleibchancen in Gymnasien in Nordrhein-Westfalen‘ diskutiert. Mithilfe 
von empirischen Daten zu Schülerinnen und Schülern an Gymnasien in Nordrhein-
Westfalen wird die Frage nach der Durchlässigkeit des Schulsystems erörtert. Da-
bei fokussiert die Autorin schulspezifi sche und regionale Disparitäten zur Haltekraft 
von Gymnasien und erörtert abschließend in einem Ausblick Möglichkeiten der Ver-
wendung des von ihr vorgestellten Analyseverfahrens für die Steuerung kommunaler 
Schulentwicklung.

In ihrem Beitrag ‚Emotionales Erleben des Zentralabiturs von Lehrpersonen in 
Bremen. Längerfristige Effekte der Implementation zentraler Abiturprüfungen‘ gehen 
Elisabeth Maué, Katharina Maag Merki und Britta Oerke dem emotionalen Erleben 
von Lehrkräften in Bremen währen der ersten fünf Jahre nach Einführung zentraler 
Abschlussprüfungen im Jahr 2007 nach. Die Autorinnen präsentieren und diskutie-
ren ausgewählte quer- und längsschnittliche Befunde zu Aspekten wie ‚Unsicherheit‘, 
‚Leistungsdruck‘, ‚Entlastung‘ und ‚Arbeitszufriedenheit‘ im Hinblick auf das Zen-
tralabitur und konstatieren eine überwiegend gute Entwicklung bei den Lehrkräften: 
„Unsicherheit und Leistungsdruck haben sich verringert und die Entlastung hat zu-
genommen, was sich auch in einer niedrigeren Arbeitsunzufriedenheit widerspiegelt. 
Dennoch gibt es weiterhin eine Gruppe von Lehrkräften, auf die dies (noch) nicht 
zutrifft.“ (Maué, Maag Merki & Oerke in diesem Band, S. 126). 

Der Beitrag von Denise Demski, Christoph Rosenbusch, Isabell van Ackeren, 
Marten Clausen und Uwe Schmidt zu ‚Steuerung von Schule durch evidenzbasierte 
Einsicht? Konzeption und erste Befunde des Forschungsverbundes EviS‘ (Evidenz-
basiertes Handeln im schulischen Mehrebenensystem – Bedingungen, Prozesse und 
Wirkungen) beschäftigt sich mit evidenzbasierter Bildungspolitik und evidenzbasier-
ter Schul- und Unterrichtsentwicklung im Rahmen der neuen Steuerung. Vor dem 
Hintergrund des Mangels an einer explizierten und präzisen Defi nition von ‚evidenz-
basierter Steuerung‘ schlagen die Autorinnen und Autoren eine Begriffsannäherung 
vor, wonach Evidenzen sich auszeichnen durch: „systematisch generierte, verobjekti-
vierte und explizierte Informationen und Wissensbestände zur Wirksamkeit von Bil-
dungsprozessen und ihren spezifi schen Rahmenbedingungen. Ein solcher Begriff hebt 
insbesondere die Abgrenzung gegenüber dem in der pädagogischen Praxis ebenfalls 
bedeutsamen Handlungs- bzw. Erfahrungswissen schulischer Akteure hervor.“ (Dem-
ski et al. in diesem Band, S. 132). Demski et al. stellen in ihrem Beitrag das For-
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schungsprogramm des Forschungsverbundes EviS vor und veranschaulichen anhand 
von ersten empirischen Befunden Operationalisierungen von Evidenzen zur evidenz-
basierten Steuerung im Schulsystem.

Teil II schließt mit dem Beitrag ‚Evidenzbasierte Steuerung – Der Umgang mit 
Rückmeldungen aus Lernstandserhebungen als Instrument einer evidenzbasierten 
Schulentwicklung‘ von Harm Kuper und Barbara Muslic. Im Zentrum ihres Beitra-
ges steht die Frage, wofür Rückmeldungen aus Lernstandserhebungen aus Sicht ihrer 
Adressaten Evidenzen liefern und in welcher Weise Begründungen für die Ergebnis-
se und die Gestaltung der eigenen Praxis auf Vorstellungen von Evidenz aufbauen. 
Zur Bearbeitung ihres Interessengegenstandes führen Kuper und Muslic begriffl iche 
Konzepte von evidence (englisch) und Evidenz (deutsch) ein, die sie als Heuristiken 
nutzen, um Muster der Bezugnahme für den Umgang mit den Ergebnissen von Lern-
standserhebungen zu entwickeln. Im Fokus steht dabei die Frage, was im Anschluss 
an die Ergebnisrückmeldung von den Adressaten der Lernstandserhebungen als ‚evi-
dent‘ angesehen wird. Berichtet werden ausgewählte Befunde aus Schulleiterinter-
views, die Kuper und Muslic schlussfolgern lassen, dass Ergebnisrückmeldungen aus 
Lernstandserhebungen lediglich ein „gemäßigtes“ Instrument einer evidenzbasierten 
Schulentwicklung darstellen (Kuper & Muslic in diesem Band, S. 159). Die Autoren 
plädieren vor diesem Hintergrund für die Entwicklung eines komplexeren Verständ-
nisses davon, wofür Empirie Evidenz bietet und welche Schlussfolgerungen sie an-
regt und begründet.

Im dritten Teil des vorliegenden Bandes wird das Themenfeld ‚Deregulierung, 
Schulleitung und Schulinspektion‘ aufgemacht. In ihrem Beitrag ‚Deregulierung 
durch Schulinspektion? Zur Berechtigung einer Fragestellung‘ fokussieren Matthias 
Rürup und Maike Lambrecht Schulinspektion als ein politisches Steuerungsinstru-
ment, das deregulierende Wirkungen im Schulwesen hervorruft, sodass gar von „De-
regulierungen durch Schulinspektion“ mit Gewinn für die Schulinspektionsforschung 
gesprochen werden kann (Rürup & Lambrecht in diesem Band, S. 165). Ausgehend 
von ihrer Defi nition von Schulinspektion als Steuerungsinstrument und Deregulie-
rung fokussieren Rürup und Lambrecht empirische Forschungen zur Schulinspektion 
und gelangen zu der Schlussfolgerung, dass vor dem Hintergrund des Konzepts einer 
„Neuen Steuerung im Bildungswesen“ mit Schulinspektionen ein administrativer Ein-
fl uss- und Wirksamkeitszuwachs nicht zu erwarten ist (ebd., S. 182).

Der Beitrag von Fabian Dietrich ,Schulinspektion im Kontext von „Deregulie-
rung“. Eine rekonstruktive Annäherung an die Adaption des Steuerungsimpulses auf 
der Ebene der Schulleitung‘ thematisiert die auf den ersten Blick nicht naheliegende 
Verbindung zwischen externen Evaluationen, Fremdevaluationen bzw. Schulinspek-
tionen und Deregulierung im Bildungswesen. Der Autor problematisiert die Begriffe 
Deregulierung und Schulinspektion und nimmt die Adaption des Steuerungsimpulses 
auf der Ebene der Schulleitung rekonstruktiv in den Blick mit dem Ziel, eine An-
näherung an eine governance-analytische Bestimmung von Schulinspektion als neue 
institutionalisierte Form der Handlungskoordination im Mehrebenensystem – „Schul-
entwicklung durch Einsicht“ – herbeizuführen (Dietrich in diesem Band, S. 191).

In ‚Die Ankündigung von Schulinspektionen und deren innerschulische Effekte 
– hektisches Treiben oder genügsame Gelassenheit?‘ gehen Kathrin Dedering, Nina 
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Fritsch und Christian Weyer der Annahme nach, dass die Wirkungen externer Be-
gutachtungsverfahren nicht erst mit der Rückmeldung der Inspektionsergebnisse an 
die Schulen, sondern bereits mit ihrer Ankündigung eintreten. Untersucht wird die 
Frage, wie sich die Situation in den Schulen nach der Ankündigung der externen 
Begutachtung darstellt. Mithilfe von Daten aus einer standardisierten Befragung von 
Schulleitungen und Lehrkräften mit besonderen Funktionen in der Schulentwicklung, 
die etwa zwei Wochen vor der Schulinspektion stattfand, zeigen Dedering, Fritsch 
und Weyer, dass in den Schulen insgesamt eher gelassen auf die Ankündigung der 
externen Evaluation reagiert wird und fragen, ob der entspannte Umgang der Schulen 
mit der externen Begutachtung nach der Durchführung des Verfahrens und der Rück-
meldung seiner Ergebnisse seine Fortführung fi ndet – oder ob es sich im Vorfeld um 
die berühmte „Ruhe vor dem Sturm“ handelt.

Der Beitrag von Stefan Brauckmann ‚Schulleitungshandeln zwischen erweiterten 
Rechten und Pfl ichten (SHaRP) im internationalen Forschungskontext – Beschreibun-
gen und empirische Befunde‘ stellt die Rolle der Schulleitung als zentralem Akteur 
einer Qualitätssteigerung durch Stärkung der Selbstständigkeit von Einzelschulen, 
wie sie in der bildungspolitischen Diskussion gefordert und gefördert wird, ins Zen-
trum der Aufmerksamkeit. Brauckmann fokussiert Fragen des strategischen Manage-
ments im Sinne mittel- und langfristiger Schulentwicklung und nimmt Veränderungen 
rechtlicher Zuständigkeiten und Pfl ichten, neu entstandene intra- wie interinstitutio-
nelle Verantwortungsgefüge (shift of powers) in den Blick, die eine Reorganisation 
des bisherigen Schulleitungshandelns (shift of tasks) nach sich ziehen. 

Cornelia Wagner fokussiert in ihrem Beitrag ‚Führungsverständnis und Führungs-
handeln einzelschulischen Leitungspersonals – Triangulative Fallstudien an sieben 
Berliner berufl ichen Schulen‘ erweiterte Entscheidungs- und Gestaltungsräume ein-
zelschulischer Führungskräfte. Am Beispiel von sieben berufl ichen Schulen in Berlin 
geht sie der Frage nach, wie schulische Führungskräfte den veränderten Führungsrah-
men interpretieren und nutzen. Ihre Befunde auf der Basis qualitativ und quantitativ 
gewonnener Daten zeigen, dass das schulische Leitungspersonal eine Zunahme von 
Maßnahmen zur einzelschulischen Qualitätssicherung und -entwicklung sowie eine 
stärkere Konkurrenz zwischen den berufl ichen Schulen wahrnimmt und aufgrund der 
damit einher gehenden Mehrbelastungen ihre Beteiligung an einer inhaltlichen Aus-
gestaltung qualitätsbezogener einzelschulischer Entwicklungsmaßnahmen und der Er-
arbeitung und Umsetzung von pädagogischen Konzepten und Zielen zunehmend in 
Frage gestellt sieht. 

Im vierten Teil des Bandes stehen ‚Bildungsmärkte und deregulierten Bildungs-
landschaften‘ im Zentrum des Interesses. Caroline Kann eröffnet dieses Themenfeld 
mit einem Beitrag zu dem Thema: ‚Immer mehr Privatschulen für immer weniger 
Schüler. Regionale Disparitäten im Schulangebot und zunehmende Privatschülerzah-
len – Entwicklungen und Trends auf kommunaler Ebene. Erste Zwischenergebnisse‘. 
Am Beispiel von ausgewählten Kommunen in Thüringen und Mecklenburg-Vorpom-
mern beschäftigt Kann sich mit zunehmenden regionalen Disparitäten im Schulange-
bot und der Entwicklung des (Privat-)Schulwesens. Fokussiert werden Verlagerungen 
der Schulträgerschaft vom Staat auf freie Träger und die Frage danach, inwiefern 
Schulen in freier Trägerschaft die im öffentlichen Schulwesen vollzogenen Schul-
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schließungen kompensieren können. Nachgezeichnet werden Entwicklungen auf 
kommunaler Ebene, Gründe für die Eröffnung von Privatschulen und Spezifi ka die-
ser Prozesse für den städtischen und ländlichen Raum. Die von Kann vorgestellten 
Befunde weisen auf die Notwendigkeit hin, in weiteren Analysen zu untersuchen, in 
welchem Umfang Wettbewerb und Verdrängung zwischen öffentlichen und privaten 
Schulen eine Rolle spielen.

Claudia Unger untersucht in ihrem Beitrag ‚Wettbewerbssteuerung im Primar-
schulbereich. Eine explorative Untersuchung zu Wettbewerb, Profi lierung und Kom-
munikation‘ den Wettbewerb zwischen Schulen, der durch demographische Ent-
wicklungen und die zunehmende Gründung von freien Schulen zu einer verstärkten 
Konkurrenz zwischen staatlichen Schulen führt. Auf dem bildungspolitischen Hinter-
grund von Wettbewerb im Schulsystem werden Formen desselben und seiner Steu-
erung analysiert sowie intendierte und nicht-intendierte Effekte von Wettbewerbs-
steuerung theoretisch und mit Rekurs auf den Forschungsstand diskutiert. In ihrem 
empirischen Teil geht Unger den Einstellungen von Schulleitungen zu Wettbewerbs-
steuerung, damit einhergehenden Problemen, aber auch Chancen und Möglichkei-
ten für die Schulpraxis nach. Die Befunde zeigen, dass Wettbewerbssteuerung von 
Schulleitungen grundsätzlich positiv bewertet wird, während gleichzeitig der Druck 
zur Profi lierung sowie die Option, Schülerinnen und Schüler auszuwählen, kritisch 
eingeordnet werden.

Robert Fischbach und Nina Kolleck refl ektieren in ihrem Beitrag: ‚Modi der Ver-
änderung: Qualitätsentwicklung in Netzwerken durch Netzwerkanalyse und Hand-
lungsforschung‘ Formen der Regionalisierung der Organisation von Bildung und 
Erziehung, wie sie im Rahmen von Konzepten unter den Überschriften ‚Bildungs-
landschaft‘ oder ‚Bildungsnetzwerke‘ verfolgt werden, wissensbasierte Veränderungs-
prozesse in lokalen Netzwerken zwischen Akteuren aus unterschiedlich formalisierten 
Bildungsbereichen. Im Hinblick darauf, wie in Netzwerken Veränderung im Sinne ei-
nes Qualitätsentwicklungsprozesses evoziert werden kann und welche Strategien da-
bei erfolgversprechend sind, behandeln Fischbach und Kolleck mit Rekurs auf Modi 
einer Netzwerkmethodologie die Frage danach, welche Strategien identifi ziert werden 
können, die als Instrumente für Netzwerkentwicklung praktikabel sein können.

In dem Beitrag von Norbert Sendzik, Johanna Otto, Nils Berkemeyer und Wil-
fried Bos: ‚Das Regionale Bildungsbüro als Boundary-Spanner? Eine Betrachtung 
des kommunalen Managements interschulischer Netzwerke‘ steht das Regionale Bil-
dungsbüro als neuer Akteur der Schulverwaltung im Zentrum. Regionale Bildungsbü-
ros werden als Ausdruck einer veränderten Zusammenarbeit zwischen unterer Schul-
aufsicht und kommunalem Schulverwaltungsamt verstanden, die, hier erörtert am 
Beispiel der Regionalen Bildungsbüros in Nordrhein-Westfalen, als intermediäre Ins-
tanzen die Kooperationen zwischen Bildungsakteuren in der kommunalen Bildungs-
landschaft initiieren und unterstützen sollen. Sendzik et al. stellen mit ihrem Beitrag 
in Form des von ihnen adaptierten Boundary-Spanner Konzeptes einen theoretischen 
Analyserahmen für das Regionale Bildungsbüro vor.

In dem diesen Band abschließenden Beitrag beschäftigen sich auch Verena To-
deskino, Veronika Manitius und Nils Berkemeyer mit Regionalen Bildungsbüros. In 
ihrem Beitrag: ‚Die veränderte Zusammenarbeit von Land und Kommunen in Bil-
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dungslandschaften als Joint Venture: Eine Fallstudie zur Entstehung von Regionalen 
Bildungsbüros‘ nutzen Todeskino et al. das Modell des Joint Venture für eine analy-
tische Betrachtung der Entstehung von Regionalen Bildungsbüros und erörtern eine 
idealtypische Beschreibung von Phasen des Entwicklungsprozesses. 
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Teil I
Konzepte, Wirkungen und Folgen von Deregulierung: 
Bildungsgerechtigkeit in Internationaler Perspektive





Wolfgang Böttcher 

Zur Kritik des Regierens in der Schulpolitik
Zentralisierung und Vertrauen statt Dezentralisierung 
und Kontrolle1

In diesem – politischen – Beitrag soll es darum gehen, Fehler der aktuell verfolgten, 
ökonomisch inspirierten Schulreform aufzuzeigen. Er adressiert die Ebene der Schul-
politik und mündet in einer eindringlichen Warnung, den eingeschlagenen Weg der 
ökonomisch-technischen Steuerung weiter zu verfolgen. Die skizzierte Alternative al-
lerdings wird ebenfalls auf ökonomischen Argumenten beruhen.

Es dürfte hilfreich sein, wenn ich gleich zu Beginn die Perspektive auf meinen 
Gegenstand mittels der Einführung zentraler Begriffe ein wenig schärfe. Ich fokus-
siere im Mehrebenensystem (allgemeinbildende) „Schule“ einerseits auf die schul-
politische Führung, also die Schulministerien der Länder. Diese Ebene wird in der 
Literatur häufi g als Makro- oder Systemebene bezeichnet. Für das steuernde Han-
deln – oder (in moderner Sprache) die Handlungskoordinierung – auf diesem Niveau 
möchte ich den Begriff des „Regierens“ (im Unterschied zum Management) reser-
vieren. Gelegentlich spreche ich hier auch von „strategischer“ Führung. Die zweite 
Systemebene, die mich hier besonders interessiert, ist die der Einzelschulen, die in 
der Summe das Gesamtsystem bilden. Für das Führungshandeln innerhalb der Ein-
zelschule, die in der gängigen Bildungsforschung als Organisationen oder (im Aggre-
gat) als Mesoebene beschrieben wird, verwende ich den Begriff des „Managements“ 
oder des „managerialen Handelns“. In gewissen Zusammenhängen rede ich auch von 
den operativen Einheiten, den Filialen oder den Modulen des Gesamtsystems. Unter 
dem Begriff Controlling, der am Rande auch eine Rolle spielt, verstehe ich systema-
tische Überprüfungs- oder Feedbackprozesse, die wesentlich innerhalb der operativen 
Einheiten zum Zwecke der Selbststeuerung bei der Erbringung von Leistungen oder 
Produkten angesiedelt sind. Controlling ist also vor allem ein (organisations-)internes 
Verfahren der Qualitätsentwicklung. Unter Kontrolle hingegen verstehe ich wesent-
lich externe Instrumente der Beobachtung und Überwachung.

1.  Die Rhetorik der schulpolitischen Reform

Die vor etwa 20 Jahren begonnene und durch PISA 2000 erheblich beschleunigte, 
häufi g als „Paradigmenwechsel“ bezeichnete Reform des deutschen Schulsystems 
wird mit unterschiedlichen Begriffen charakterisiert: Outputsteuerung, Neue Steue-
rung, Autonomie, Kompetenzorientierung oder Dezentralisierung. Abgelöst werden 
sollen eine vermeintlich ineffi ziente Inputsteuerung, eine bürokratische Administrie-
rung oder die von „Stoffen“ vollgepackten Lehrpläne. Schon der unpräzise Umgang 

1 Dieser Beitrag beruht auf meinem Einführungsvortrag in die Herbsttagung der KBBB 
2011. Der Vortragsstil wird hier im Wesentlichen beibehalten.


